Art. 27 Grundrechte und Grundpflichten der Burger

Es sei hierbei zu denken an fremde Personen - wobei >fremd< nicht gleichzusetzen sei mit
>unbekannt< —gie in  der Ausiubung staatlicher oder gesellschafticher —Tatigkeit, aber
auch z. B. aus personlichen Geschaftsgrinden in den privaten Raumen des Taters weilten
und von desem gendtigt wirden, sich staatsverleumderische Erklarungen anzuhdren, wo
bei der Tadter damit rechne, dag diese Augerungen weitergegeben wirden (OGSt 4, S. 100,
hier S. 104/105).

Augerungen  gegeniber > nichtfremden<  Personen, etwa  Famiienmitgliedern,  sollten
auch nach dieser Rechtsprechung nicht strafbar sein.

2. Im Entwurf trug Art. 27 die Nr. 23 (wegen der Umstellung s. Rz. 10 zu Art. 21).
Statt >den Grundsadtzen dieser Verfassung gemdg< hieg es darin >dem Geiste und den Zie
len dieser Verfassung gemdg<. Die Anderung wurde nicht begriindet. Ein sachlicher Un
terschied ist nicht erkennbar.

Il. Das Recht auf freie Meinungsaugerung

1. Charakter und Inhalt.

a) Unter den Begriff der Meinungsiugerung fallt nach Art. 27 Abs. 1 Satz 1 jede Form
der Auﬁerung in  Wort, Schrift oder Bid. Auch Gesten falen darunter, etwa bei der
Gruperweisung. Unter Augerung ist auch hier das Verbreiten von Meinungen zu verste
hen. Nach Eberhard Poppe (Das Grundrecht der Meinungs- und Pressefreiheit in der so
zialistischen Verfassung der DDR, S. 355) sind jedoch nicht alle mindichen oder schrift
lichen Augerungen Meinungen im Sinne des Art. 27 Abs. 1. Unter Berufung auf Rudolf
Hieblinger und Wolfgang Menzel (Das sozialistische Grundrecht auf freie Meinungsauge
rung und seine Verwirklichung in der Deutschen Demokratischen Republk, S. 31 ff.) ver
steht er unter Meinung eines Menschen >sein personliches Verhidltnis zu einer bestimmten
gesellschaftlichen  Erscheinung<. In ihr komme seine Beziehung zu einem Sachverhalt
oder Problem in wertender Form zum Ausdruck. Damit fallen Augerungen zu einer unpo
litischen Frage nicht unter Art. 27 Abs. 1.

b) Art. 27 Abs. 1 Satz 1 spricht nur von der Offentlichen Meinungsdugerung. Jedoch
wird von ihr weiter die Auﬁerung von politischen Meinungen in einer Umgebung einge
schlossen, die herkommlich als privat angesehen wird.

c) Die Schranken bestehen nicht mehr in den fur alle geltenden Gesetzen, sondern in
den Grundsstzen der Verfassung. Damit ist klargestellt, dap das Recht auf freie, offentli
che Meinungsdugerung ein sozalistisches Grundrecht ist. Nach der marxistisch-leninisti
schen Grundrechtskonzeption ist es also wie das Versammlungsrecht (s. Rz. 4 zu Art. 28)
und das Vereinigungsrecht (s. Rz. 3 zu Art. 29) ein Gestaltungsrecht und nach der marxi
stisch-leninistischen  Grundrechtssystematik ein > Tochterrecht< des Rechts auf Mitgestal
tung im politischen Bereich, das wiederum vom allgemeinen Personlichkeitsrecht auf Mit
gestaltung hergeleitet wird (s. Rz. 13 zu Art. 19, 6-8 zu Art. 21). Es ist somit ein in sei
ner Substanz beschranktes Recht, wobei die Schranken durch seine Zielsetzung bestimmt
werden (s. Rz. 14 zu Art. 19).

Die Beschreibbung der Substanz, wie sie in der rechtswissenschaftlichen Literatur vor
der Verfassung von 1968/1974 gegeben wurde, aber mit dem Art. 9 Abs. 1 Satz 1 der Ver
fassung von 1949 nicht im Einklang stand (s. Rz. 2 zu Art. 27), ist fur die Verfassung von

706



	II.	Das Recht auf freie Meinungsäußerung


